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BO-Nr.1478 – 22.03.2024  
PfReg. H 5.1

Erlass zu Photovoltaik-Anlagen  
auf Gebäuden kirchlicher Rechtsträger 

im verfasst-kirchlichen Bereich der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart

Präambel
Die Diözese Rottenburg-Stuttgart strebt für den kirchli-
chen Gebäudebestand die Treibhausgasneutralität bis 
2040 an, basierend auf den Zielen der Bundesrepublik 
Deutschland und des Landes Baden-Württemberg. Neben 
der stetigen Reduzierung des Energiebedarfs für den 
Bau, die Instandhaltung und den Betrieb der Gebäude 
kommt hierbei dem Ausbau der erneuerbaren Energien 
eine bedeutende Rolle zu. Photovoltaik-Anlagen (PV-
Anlagen) haben dabei als Erzeuger regenerativen Stroms 
eine wichtige Funktion und sind in Baden-Württemberg 
bei Neubauten und grundlegenden Dachsanierungen ge-
setzlich vorgeschrieben (Photovoltaik-Pflicht-Verord-
nung des Landes Baden-Württemberg vom 11. Oktober 
2021).
Um die Klimaneutralität auf diözesaner wie auch orts-
kirchlicher Ebene der Kirchengemeinden (im Folgenden: 
„kirchliche Rechtsträger“) voranzutreiben und die ge-
setzliche PV-Pflicht zu erfüllen, ist die Errichtung von 
PV-Anlagen auf Gebäudedächern der Kirche in den Blick 
zu nehmen. Die Diözese Rottenburg-Stuttgart unterstützt 
daher den Ausbau der gebäudenahen PV auf Gebäuden 
ihrer kirchlichen Rechtsträger.

I. 
Belange der Architektur, des Denkmal- und 

Artenschutzes
Bei der Errichtung von PV-Anlagen auf Gebäudedächern 
kirchlicher Rechtsträger sind die nachfolgenden Belange 
der Architektur, des Denkmal- und des Artenschutzes zu 
berücksichtigen.
1.	 Architektur und Denkmalschutz bei Sakralge-

bäuden und Denkmalen
Für die optische und ästhetische Gestaltung von PV-
Anlagen auf Sakralgebäuden und Denkmalen gelten 
in der Diözese Rottenburg-Stuttgart folgende Vorga-
ben:
a)	 Die Anlagen bilden eine ruhige, geschlossene 

Fläche mit einer möglichst matten (nicht glän-
zenden) Oberfläche. Zusätzliche Auflagen der 
Denkmalpflege sind zu berücksichtigen. Die 
technischen Mittel sind entsprechend auszuwäh-
len und auszuführen.

b)	 Die Anordnung der Module orientiert sich an den 
jeweiligen architektonischen Gebäudemerkma-
len.

c)	 Die PV-Anlage soll als Applikation sichtbar sein 
und das vorhandene Dach nicht gänzlich verde-
cken.

d)	 Mit der Anordnung der PV-Module soll keine re-
ligiöse Symbolik transportiert werden.

Für die Errichtung von PV-Anlagen auf Denkmalen 
ist zudem eine denkmalschutzrechtliche Genehmi-
gung einzuholen. Das Ministerium für Landesent-

wicklung und Wohnen Baden-Württemberg hat 
hierzu die zu berücksichtigenden Leitlinien „PV-
Anlagen und Denkmalschutz“ erlassen, die die 
Grundlage für die Entscheidung der Genehmigungs-
behörden bilden.

2.	 Artenschutz
Dächer von Gebäuden kirchlicher Rechtsträger, ins-
besondere die Kaltdächer von Sakralgebäuden und 
Pfarrhäusern, bieten Lebensräume und Brutstätten 
für geschützte Tierarten (z. B. Fledermäuse und Vö-
gel). Sofern am Gebäude geschützte Arten vorkom-
men, ist zwingend darauf zu achten, dass diese Tier-
arten weder bei der Montage noch bei der Wartung 
der PV-Anlagen erheblich gestört werden. Dies ist im 
Einzelfall durch eine Abstimmung mit der Natur-
schutzbehörde sicherzustellen.

II. 
Planung, Errichtung und Betrieb von PV-Anlagen

Soweit nicht gesetzliche Vorgaben entgegenstehen (z. B. 
Photovoltaik-Pflicht-Verordnung des Landes Baden-
Württemberg), sind die kirchlichen Rechtsträger, in deren 
Eigentum bzw. wirtschaftlichem Eigentum1 die Gebäude 
stehen, in ihrer Entscheidung zur Errichtung von PV-
Anlagen frei. Soweit der im Grundbuch eingetragene, 
zivilrechtliche Eigentümer und der wirtschaftliche Eigen-
tümer des entsprechenden Gebäudes auseinanderfallen, 
ist die Entscheidung zur Installation von PV-Anlagen ein-
vernehmlich zu treffen.
1.	 Arten von Betreibermodellen

Ein Gebäudeeigentümer muss nicht zwingend auch 
der Eigentümer einer, auf dessen Gebäude befindli-
chen PV-Anlage sein. Es gibt für den Betrieb von PV-
Anlagen verschiedene Modelle. Die beiden gängigen 
Betriebsmodelle werden im Folgenden näher be-
schrieben.
1.1	 Eigeninvest

Eigentümerin und Betreiberin ist die Kirchenge-
meinde. 
Die Kirchgemeinde finanziert die PV-Anlage 
und betreibt diese selbstständig. Die Kirchenge-
meinde ist für den Betrieb voll verantwortlich 
und trägt alle Rechte und Pflichten im Zusam-
menhang mit der PV-Anlage. Je nach Stromab-
nehmer im Gebäude kann es sinnvoll sein, den 
erzeugten Strom im Gebäude selbst zu nutzen, 
oder alternativ komplett in das öffentliche Strom-
netz einzuspeisen.
Der Vorteil des Eigeninvests liegt bei Eigen-
stromverbrauch in den geringeren Kosten des 
selbst produzierten Stroms im Vergleich zum 
Strombezug aus dem Netz. Dieses Modell  ist 
aber mit einem erhöhten Verwaltungsaufwand 
verbunden, da sich die Kirchengemeinde als An-
lagenbetreiberin mit steuerlichen und versiche-
rungstechnischen Themen beschäftigen muss 
und ihr diverse Meldepflichten obliegen. Zudem 
muss das Kapital aufgebracht werden.

1	 Eigentumsähnliche wirtschaftliche Sachherrschaft über das 
Gebäude
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1.2	 Dachverpachtung
Die Kirchengemeinde verpachtet das Dach an 
einen Investor als Eigentümer und Betreiber der 
PV-Anlage.
Bei diesem Betreibermodell pachtet ein Investor 
das Dach und errichtet auf eigene Kosten und 
Risiken eine PV-Anlage. Der erzeugte Strom 
wird in das öffentliche Netz eingespeist. Der Ge-
bäudeeigentümer erhält eine Dachpacht.
Das Modell der Dachverpachtung ist für die Kir-
chengemeinden mit dem geringsten Aufwand 
verbunden. Um auf kirchlichen Gebäuden 
schnell und effizient PV-Anlagen errichten zu 
können, wurde von der Diözese Rottenburg-
Stuttgart die DRS regenerative Energie GmbH 
(DRS-E) gegründet. Diese tritt als Investor und 
Vertragspartner der Kirchengemeinden auf. Im 
Hintergrund übernimmt die KSE Energie GmbH 
als Partner der DRS-E die technischen Dienst-
leistungen.

2.	 Abläufe/Vorgehensweise
Entscheidet sich eine Kirchengemeinde für das Mo-
dell 1.1 Eigeninvest, ist dies zu betrachten wie eine 
bauliche Maßnahme, die im üblichen Verfahren nach 
den Regelungen der Bischöflichen Bauordnung zu 
beantragen und vorzunehmen ist.
Möchte die Kirchengemeinde das Dach eines Gebäu-
des verpachten nach dem Modell 1.2, richtet sie eine 
Anfrage an das zuständige Verwaltungszentrum. 
Dieses leitet die Anfragen an das Klimaschutzma-
nagement im Bischöflichen Bauamt weiter (Kontakt 
s. u.).
Die Verfahrensschritte bei einer Verpachtung an die 
DRS-E GmbH werden auf der Internetseite des Bi-
schöflichen Bauamts veröffentlicht (bauamt.drs.de).

3.	 Kirchenaufsichtsrechtliche Genehmigung durch 
das Bischöfliche Ordinariat Rottenburg
Die Errichtung von PV-Anlagen ist gemäß § 5 Abs. 1 
BauO aufsichtsrechtlich genehmigungspflichtig. Die 
Verfahrensabläufe hierzu sind definiert und auf der 
Internetseite des Bischöflichen Bauamts hinterlegt 
(bauamt.drs.de).
Lediglich bei einer Verpachtung an die DRS-E er-
folgt die aufsichtsrechtliche Genehmigung ohne An-
tragsstellung durch das Verwaltungszentrum, da alle 
relevanten Informationen bereits im Bischöflichen 
Ordinariat vorliegen. 

4.	 Projektkoordination
Die Projektkoordination für die örtlichen kirchlichen 
Rechtsträger übernimmt das
Bischöfliche Bauamt
– Klimaschutzmanagement –
Postfach 9
72101 Rottenburg am Neckar
E-Mail: bauamt-photovoltaik@bo.drs.de

III. 
Inkrafttreten

Dieser Erlass tritt am 1. April 2024 in Kraft.
Rottenburg a. N., den 22. März 2024
Dr. Klaus Krämer
Ständiger Vertreter des Diözesanadministrators
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